
Aktenzeichen: 3 AZR 384/83
Bundesarbeitsgericht 3- Senat Urteil vom 30. Juli 1985

- 3 AZR 384/83 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 29. Oktober 1982

Hannover - 6 Ca 702/81 -

II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 20. Mai 1983Niedersachsen - 10 Sa 4/83 -
Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Versorgung nach Ersatzkassentarifverträgen

Gesetz: BetrAVG §§ 1, 18; BGB § 242 Ruhegehalt-Zusatzversorgung;
GG Art. 20; BGB § 242 Gleichbehandlung; ZPO $.561; Ver­
sorgungstarifverträge der Ersatzkassen Anlage 7 zum EKT 
sowie Anlage 7 a zum EKT; Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 
zum EKT vom 11. Juni 1979; Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 
zum EKT vom 22. April 1980

Leitsätze:
1. Der Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 zum Ersatzkassen­

tarifvertrag wandelte mit Wirkung vom 31. Dezember 
1979 bestimmte Zusatzversicherungen bei der VBL in beitragsfreie Versicherungen um. Angestellte, die 
sich daraufhin die Zusatzversicherungsbeiträge von 
der VBL erstatten ließen, verloren damit im Verhält­
nis zu ihrem Arbeitgeber ihre tarifliche Gesamtver­
sorgungsanwartschaft. Dies und die entsprechende 
Klarstellung im Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 zum EKT 
vom 22. April 1980 verstößt nicht gegen höherrangi­
ges Recht.

2. Arbeitnehmer, denen die Zusatzversicherungsbeiträ­
ge antragsgemäß erstattet wurden, können auch nicht 
verlangen, wie neu eingestellte Arbeitnehmer behan­
delt zu werden.
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3 AZR 384/83
10 Sa 4/83 Niedersachsen
Verkündet am 
30. Juli 1985

Im Namen d es  Volkes!

Haust,
Amtsinspektorin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

U rte il

In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund
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mündlichen Verhandlung vom 30. Juli 1985 durch den Vorsit­
zenden Richter Professor Dr. Dieterich, die Richter Schaub 
und Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Engel und 
Gnade für Recht erkannt:

1. Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Nieder­
sachsen vom 20. Mai 1983 - 10 Sa 4/83 - 
auf gehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das 
Urteil des Arbeitsgerichts Hannover vom 
29. Oktober 1982 - 6 Ca 702/81 - abgeän­
dert .

3. Die Klage wird abgewiesen.

4. Der Kläger hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der im Jahre 1934 geborene Kläger ist seit dem 1. April 
1951 bei der Beklagten beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis der 
Parteien richtet sich nach den Ersatzkassentarifverträgen. In
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diesen sind Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vorge­
sehen. Das Versorgungssystem derjenigen Angestellten, die vor dem 
1. Januar 1977 eingestellt wurden, ist dreistufig aufgebaut. Es 
setzt sich zusammen aus der gesetzlichen Rentenversicherung, ei­
ner Zusatzversicherung bei der VBL und einem betrieblichen Ruhe­
geld der Ersatzkasse. Für Angestellte, die vor dem 1. Januar 
1967 eingestellt wurden, bestand die Möglichkeit, statt der Hö­
herversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung eine Zu- 
satzversicherung bei der VBL zu beantragen. Eine so begründete 
Versicherung wurde mit Einführung der VBL-Satzung vom 1. Januar 
1967 als freiwillige Weiterversicherung nach § 86 Abs. 4 Satz 1 
VBL-Satzung fortgeführt. Da aufgrund der freiwilligen Weiterver­
sicherung nur Versicherungsrenten gezahlt werden, dient das be­
triebliche Ruhegehalt der Ersatzkassen dazu, die Versorgung der 
Arbeitnehmer zu einer beamtenähnlichen Gesamtversorgung auf­
zustocken. Die Gesamtversorgung richtet sich nach der versor­
gungsfähigen Zeit und dem versorgungsfähigen Entgelt; sie steigt 
wie bei Beamten bis zu einem Höchstsatz von 75 v.H. der Akti­
venbezüge .

Im Jahre 1979 kamen bei den Tarifvertragsparteien Bedenken 
auf, ob die Versorgungsaufwendungen für die Arbeitnehmer weiter 
pauschal besteuert werden können. Aus diesem Grunde wurde die 
Versorgung auf eine neue Grundlage gestellt. Nach dem Ergän­
zungstarifvertrag Nr. 14 zum EKT vom 11. Juni 1979 erhielt Ab­
schnitt A Nr. 1 Ziff. 1 der Anlage 7 a zum EKT folgende Fas­
sung:
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"Für den Angestellten, dessen Beschäftigungs­
verhältnis bei einer Kasse vor dem 1. Januar 
1967 begann und dessen Zusatzversicherung als 
freiwillige Weiterversicherung bei der VBL 
nach § 86 Abs. 4 der vom 1. Januar 1967 an 
geltenden Satzung durchgeführt wird, endet 
die freiwillige Weiterversicherung mit dem 
31. Dezember 1979; die Versicherung wird als 
beitragsfreie Versicherung nach § 34 VBL- 
Satzung weitergeführt."

Der Versorgungsanspruch wurde in Abschnitt C Nr. 5 Ziff. 1 
der Anlage 7 a zum EKT geregelt:

t%

"Der Angestellte, dessen Zusatzversicherung bis 
zu den in Abschnitt A Nr. 1 genannten Terminen 
als Höherversicherung in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung oder als freiwillige Weiterver­
sicherung bei der VBL durchgeführt wurde, hat 
Anspruch auf eine Gesamtversorgung gegen die 
Kasse, wenn er die Wartezeit nach Nr. 6 erfüllt 
hat, Rente aus der gesetzlichen Rentenversiche­
rung zugebilligt wird, der Versorgungsfall nach 
Nr. 7 eingetreten ist und das Beschäftigungsver­
hältnis bis zu dessen Eintritt bestanden hat."

Zu diesem Zeitpunkt hatte Abschnitt C Nr. 6 Ziff. 3 der 
Anlage 7 a zum EKT folgenden Wortlaut:

"Soweit ein Angestellter sich Renten- oder Zu- 
satzversicherungsbeiträge erstatten läßt, 
wird der Zeitraum, für den Beiträge erstat­
tet wurden, nicht als Beschäftigungszeit an­
gerechnet ."

Unter dem Datum vom 29. Januar 1980 meldete die Beklagte 
den Kläger zur beitragsfreien Versicherung bei der VBL. In § 34 
der VBL-Satzung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 
1977 (BAnz. Nr. 152) ist vorgesehen, daß eine beitragsfreie 
Versicherung entsteht und die Möglichkeit zur Beitragserstattung
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erwächst. Unter dem Datum vom 3* März 1980 beantragte der Kläger 
bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder die Erstat­
tung der Beiträge. Am 24. März 1980 wiederholte er seinen Antrag 
mit dem Hinweis, daß die Satzung der VBL die Möglichkeit der 
Beitragserstattung eröffnet habe. Am 31. März 1980 lehnte die 
VBL diesen Antrag ab.

Bereits unter dem Datum vom 22. April 1980 vereinbarten die 
Tarifvertragßparteien rückwirkend zum 1. Januar 1980 den Ergän­
zungstarifvertrag Nr. 16 zum.EKT. In diesem Tarifvertrag wurde 
der Abschnitt A Nr. 1 Ziff. 1 der Anlage 7 a zum EKT um einen 
Absatz 2 ergänzt:

"Läßt sich ein Angestellter nach dem 31- De­
zember 1979 Beiträge zur freiwilligen Wei­
terversicherung erstatten, erlischt jegli­
che Zusage auf eine Gesamtversorgung, und 
es kann auch durch eine weitere Beschäfti­
gungszeit kein neuer Anspruch auf eine Ge­
samtversorgung erworben werden."

In Abschnitt C wurde Nr. 6 Ziff. 3 reu gefaßt:
"Soweit ein Angestellter sich,Renten oder Zu- 
satzversicherüngsbeiträge vor dem 1. Januar 
1980 hat erstatten lassen, wird der Zeitraum, 
für den Beiträge erstattet wurden, nicht als 
Beschäftigungszeit angerechnet."

Unter dem Datum vom 20. Mai 1980 widersprach der Kläger dem 
Bescheid der VBL,vom 31» März 1980 und stellte die Anrufung des 
vorgesehenen Schiedsgerichts in Aussicht. Mit Anträgen vom 22. 
Juli 1980 und 28. August 1980 wiederholte er seinen Antrag auf 
Beitragserstattung. Am 1. Oktober I98O erteilte die VBL eine 
Auskunft über eine Erstattungssurame von 30.926,56 DM bis zum 31»
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Dezember 1978 und fragte an, ob das Beitragserstattungsverfahren 
durchgeführt werden sollte. Der Kläger bejahte dies. Darauf 
zahlte die VBL Ende des Jahres 1980 die Beiträge, die noch für 
das Jahr 1979 ergänzt wurden, an den Kläger aus.

Mit Beschluß des Verwaltungsrats der VBL vom 16. September 
1981 wurde deren Satzung mit Wirkung vom 1. Januar 1980 dahin 
geändert, daß die beitragsfreie Versicherung endet, wenn der 
beitragsfrei Versicherte einen Antrag auf Beitragserstattung 
stellt, der zum Erlöschen der Rechte aus allen Versicherungszei­
ten führt (§ 60 Abs. 3 Satz 4 VBL-Satzung). Zugleich wurde der 
Erstattungsanspruch für solche beitragsfrei Versicherte besei­
tigt, deren Arbeitsverhältnis noch nicht geendet hat.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, daß er mit dem 
Verlangen der Beitragserstattung von einem satzungsgemäß ver­
brieften Recht Gebrauch gemacht habe, und deshalb keine Versor­
gungsnachteile hinnehmen müsse. Soweit der Ergärizungstarifvertrag 
Nr. 16 rückwirkend zum 1. Januar 1980 den Gesamtversorgungsan­
spruch in Fällen der Beitragserstattung ausschließe, sei diese 
Regelung wegen Eingriffs in bereits erwachsene Rechte nichtig. 
Zumindest könne er verlangen, solchen Angestellten gleichgestellt 
zu werden, die nach dem 1. Januar 1980 in die Dienste der Be­
klagten getreten seien und einen neuen Anspruch auf eine Gesamt- 
vesorgung erwerben könnten.

Der Kläger hat im Berufungsrechtszug zuletzt beantragt
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1. festzustellen, daß dem Kläger bei Ein­
tritt des in Nr. 7 der Anlage 7 a (Al­
ters- und Hinterbliebenenversorgung) 
zum EKT geregelten Versorgungsfalles 
gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zah­
lung eines betrieblichen Altersruhegel­
des zusteht, dessen Höhe so zu bemessen 
ist, daß es zusammen mit der Rente des 
Klägers aus der Angestelltenversiche­
rung sowie einer fiktiven, auf der Bei­
tragsleistung zur VBL bis zum 31. De­
zember 1979 beruhenden Zusatzversorgung 
einen Betrag in Höhe von 75 % des letz­
ten Bruttogehalts des Klägers ausmacht;
hilfsweise,

2. festzustellen, daß die Beklagte ihn bei 
Eintritt in den Ruhestand nach erfüll­
ter Wartezeit unter Anrechnung seiner 
Rente aus der gesetzlichen Rentenversi­
cherung ein nach den Nrn. 9 und 10 der 
Anlage 7 a zum EKT zu berechnendes Ge­
samtruhegeld schuldet, dem als Warte- 
und Beschäftigungszeit die Zeit vom 1. 
Januar 1980 bis zum Eintritt des Versor­
gungsfalles zugrunde liegt.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, bereits aus dem Ergänzungstarifvertrag 
Nr. 14 vom 11. Juni 1979 habe sich ergeben, daß mit der Er­
stattung der Beiträge zur VBL der Gesamtversorgungsanspruch er­
lösche. Der Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 vom 22. April 1980 
enthalte insoweit lediglich eine Klarstellung. Im übrigen sei der 
Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 auch nicht unwirksam, soweit Ver­
sorgungsrechte des Klägers betroffen würden. Dessen Antrag auf 
Beitragserstattung sei nach Abschluß des Ergänzungstarifvertrags 
Nr. 16 gestellt und erledigt worden. Der Kläger habe eine Ta­
riflücke ausgenutzt und wolle zweimal kassieren, nämlich einmal 
die Beitragserstattung und zum anderen die entsprechenden 'Ver­
sorgungsleistungen. Insbesondere in den Fällen, in denen der Ar-
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beitnehraer vor Eintritt eines Versorgungsfalles mit einer un­
verfallbaren Anwartschaft ausscheide, zeige sich, daß die Ansicht 
des Klägers zu unvertretbaren Ergebnissen führe. Sie würde näm­
lich nach Beitragserstattungen gezwungen, durch Nachversicherun­
gen gern. § 18 BetrAVG die Beiträge zur Altersversorgung doppelt 
aufzubringen.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgege-ben. Das Landes­
arbeitsgericht hat die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. 
Hiergegen richtet sich die Revision der Beklagten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet. Der Kläger ver­
langt mit seinem Hauptantrag die Feststellung, daß ihm .nach ent­
sprechender Dienstzeit bei Eintritt eines Versorgungsfalles 75 
v.H. seines Gehalts als Ruhegeld zustehen, worauf seine ge­
setzliche Sozialversicherungsrente und eine fiktive Rente der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder angerechnet werden 
sollen; die fiktive Zusatzrente sei so zu errechnen, als ob eine 
Beitragserstattung nicht stattgefunden hätte. Mit seinem Hilfs­
antrag will er dagegen.so gestellt werden, als ob er am 1. Ja­
nuar 1980 neu eingestellt worden wäre und eine neue Versorgungs­
anwartschaft aufbauen könnte. Beide Begehren des Klägers sind 
nicht gerechtfertigt.

I. Der Kläger hat seinen Anspruch auf Gesamtversorgung verlo-
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1. Nach den Ersatzkassentarifverträgen erlischt der Anspruch 
auf Gesamtversorgung, wenn sich Arbeitnehmer freiwillige Beiträge 
zur VBL erstatten lassen.

a) Der Kläger hat richtig erkannt, daß sich seine Altersver­
sorgung vor Inkrafttreten des Ergänzungstarifvertrages Nr. 14 
zum EKT zusammensetzte aus der Grundversorgung der gesetzlichen 
Sozialversicherungsrente, einer Rente aufgrund freiwilliger Wei­
terversicherung in der VBL (§86 Abs. 4 VBL-Satzung) und einer 
Betriebsrente, die die Versorgungslücke zwischen einer beamten­
ähnlichen Versorgung und der Grund- und Zusatzversorgung aus­
füllte.

b) Durch den Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 zum EKT wurde die­
ses Versorgungssystem im Jahre 1979 in doppelter Weise geändert.

(1) Abschnitt A Nr. 1 Ziff. 1 EKT Nr. 14 ermöglichte es der 
Beklagten, ihre Versorgungsverpflichtung gegenüber dem Kläger zu 
ändern. Sie konnte dessen freiwillige Weiterversicherung bei der 
VBL zum 31* Dezember 1979 in eine beitragslose Versicherung um­
wandeln. Hiervon hat sie mit ihrem Antrag vom 29. Januar 1980 
bei der VBL Gebrauch gemacht. Dies hatte zwei Auswirkungen. Die 
von der Beklagten abzudeckende Gesamtversorgungslücke mußte sich 
im Laufe der Zeit erhöhen, da die freiwillige Weiterversicherung 
nicht zu steigenden Renten führt. Andererseits erlangte der Klä­
ger nach dem damaligen Satzungsrecht der VBL die rechtliche Mög-
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lichkeit, sich die Beiträge erstatten zu lassen, die lpereits für 
seine freiwillige Weiterversicherung an die VBL geleistet worden 
waren. Hiervon hat der Kläger Gebrauch gemacht. Damit erlosch 
sein Anspruch aus der Zusatzversicherung.

(2) Mit der Beitragserstattung entfiel zugleich die vom Kläger 
bis dahin erdiente Versorgungsanwartschaft. Nach Abschnitt C Nr.
5 Ziff. 1 des EKT Nr. 14 hat ein Angestellter, dessen Zusatz­
versicherung nach Abschnitt A Nr. 1 der Anlage 7 a zum EKT als 
freiwillige'Weiterversicherung bei der VBL durchgeführt wurde, 
Anspruch auf eine Gesamtversorgung gegen die Ersatzkasse, wenn er 
die Wartezeit nach Nr. 6 erfüllt hat, Rente aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung zugebilligt wurde, der Versorgungsfall nach 
Nr. 7 eingetreten ist und das Beschäftigungsverhältnis bis zu 
diesem Zeitpunkt bestanden hat. Diesen Voraussetzungen für einen 
Rentenanspruch konnte der Kläger zunächst nicht mehr genügen.
Nach Abschnitt C Nr. 6 Ziff. 3 der Anlage 7 a zum EKT werden 
einem Angestellten Beschäftigungszeiten nicht angerechnet, für 
die er sich Renten- oder Zusatzversicherungsbeiträge zur VBL hat 
erstatten lassen. Damit erloschen infolge der Durchführung des 
ErstättungsVerfahrens bei der VBL nicht nur der Versicherungsan- 
spruch gegen die VBL, sondern auch der Zusatzrentenanspruch gegen 
die Beklagte, da der Kläger nicht mehr über anrechenbare Dienst­
zeiten verfüge. Dies gilt unabhängig von der Frage, ob bereits 
nach Abschnitt C Nr. 5 Ziff. 1 EKT Nr. 14 für den Erwerb des 
Versorgungsanspruchs die beitragslose Versicherung bei der VBL 
bis zum Eintritt des Versorgungsfalles fortbestehen muß. Darauf 
haben die Beklagte und die DAG in Rundschreiben zutreffend hin-
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gewiesen.
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c) Durch den Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 zum EKT vom 22.
April 1980 wurde ein Gesamtversorgungsanspruch sowie dessen er­
neute Entstehung rückwirkend zum 1. Januar 1980 ausgeschlossen, 
soweit sich ein Angestellter Beiträge erstatten läßt. Gegenüber 
der Rechtslage nach dem Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 zum EKT 
führte diese Regelung zwei Veränderungen herbei. Nach Abschnitt A 
Nr. 1 Ziff. 1 Abs. 2 EKT Nr. 16 wurde für alle Angestellten, 
die sich nach dem 31. Dezember 1979 Beiträge zur freiwilligen 
Weiterversicherung haben erstatten lassen, eine Gesamtversorgung 
für die Vergangenheit und für die Zukunft ausgeschlossen. Nach 
dem Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 zum EKT war zumindest zwei­
felhaft, ob auch künftige Zuwachsraten der Betriebsrente entfal­
len sollten und ob ein neuer Gesamtversorgungsanspruch entstehen 
konnte. Dies wurde durch den Ergänzungstarifvertrag Nr. 16 zum 
EKT eindeutig verneint. Andererseits wyrde das Verbot der An­
rechnung von Vordienstzeiten auf Erstattungsfälle in der Zeit vor 
dem 31* Dezember 1979 begrenzt. Aber d:j.es bringt für den Kläger 
keine Verbesserung, weil in seinem Fall die Beiträge erst Ende 
1980 erstattet wurden.

2. Die Ergänzungstarifverträge Nr. 14 und Nr. 16 zum EKT 
verstoßen nicht gegen höherrangiges Recht.

a) Keiner der beiden Tarifverträge hat rückwirkend Rechtspo­
sitionen vernichtet.
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Der im Rechtsstaatsprinzip wurzelnde verfassungsrechtliche 
Grundsatz des Vertrauensschutzes verbietet solche Gesetze, die 
den Kläger rückwirkend belasten (BVerfGE 30, 367, 386). Eine 
Ausnahme von dem Rückwirkungsverbot besteht aber dann, wenn es 
darum geht, ein unklar gefaßtes Gesetz zu verdeutlichen oder 
nichtiges Recht durch gültiges zu ersetzen (BVerfGE 13, 261, 272; 
18, 429, 439; 19, 187, 195, 197; 30, 367, 388; zu allem Maunz/ 
Dürig, GG, Stand September 1980, Art. 20 Erl. VII Rz 67). Da 
die Tarifvertragsparteien Rechtsnormen setzen, gelten entspre­
chende Grundsätze auch für sie (Wiedemann/Stumpf, TVG, 5.
Aufl. 1977, Einl. Rz 224, § 4 Rz 139 mit weiterem Nachweis).

Mit dem Ergänzungstarifvertrag Nr. 14 zum EKT wurde erst­
mals erst die Möglichkeit zur Beitragserstattung geschaffen und 
gleichzeitig die Nichtanrechnung der dadurch beitragslös werden­
den Beschäftigungszeiten angeordnet. Damit-scheidet eine rück­
wirkende Belastung für den Kläger aus. Der Ergänzungstarifvertrag 
Nr. 16 zum EKT hat sich allerdings rückwirkende Kraft beigemes­
sen. Ob dies aber zur Unwirksamkeit seiner Regelungen für solche 
Fallgestaltungen führt, in denen der Erstattungsantrag bereits 
vor dem Tarifabschluß am 22. April 1980 gestellt worden war, 
braucht der Senat nicht abschließend zu entscheiden. Immerhin hat 
der Kläger selbst darauf hingewiesen, daß die tariflich geschaf­
fene Erstattungsmöglichkeit offenbar unbeabsichtigt gewesen sei. 
Vor allem aber hat er seine Anträge bei der VBL, die zur Bei­
tragserstattung geführt haben, erst nach Abschluß des Ergän­
zungstarifvertrages Nr. 16 zum EKT gestellt. Zumindest solche 
Fälle konnten tariflich geregelt werden, ohne daß dadurch das

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 13-

rechtsstaatliche RUckwirkungsverbot verletzt worden wäre.

b) Die Rechtsnorm der Ergänzungstarifverträge Nr. 14 und 16 
zum EKT, die den Ausschluß der Gesamtversorgung bei Erstattungs­
fällen bewirken, sind auch nicht wegen Verstoßes gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit unwirksam.

Auch der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wird aus dem 
Rechtsstaatsprinzip abgeleitet (Maunz/Dürig, aaO, Art. 20 Erl.
VII Rz 72 mit weiterem Nachweis). Er dient der Inhaltskontrolle 
staatlichen Rechts und gebietet, daß die ergriffenen Maßnahmen in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem verfolgten Rechtssetzungs­
ziel stehen. Die Maßnahmen müssen zur Erreichung des Regelungs­
ziels geeignet und erforderlich sein und in einem vernünftigen 
Verhältnis zu diesem stehen (BVerfGE 28, 264, 280; 41, 251, 264). 
Bei Übertragung dieser Bewertungsmaßstäbe auf die Rechtsetzung in 
Tarifverträgen sind die Regelungen der ErgänzungstarifVerträge 
Nr. 14 und 16 zum EKT nicht zu beanstanden. Das Tarife und Ver­
sorgungssystem der Ersatzkassen ist darauf abgestellt, den Ange­
stellten bei Eintritt eines Versorgungsfalles eine beamtenähnli­
che Versorgung zu vermitteln, die sich aus Ansprüchen in ver­
schiedenen Durchführungsformen zusammensetzen soll. Wenn die Ta­
rifvertragsparteien im Rahmen dieses Regelungsziels den Bestand 
der Gesamtversorgung von dem Fortbestand der einzelnen Versor­
gungsansprüche abhängig machen, ist dies aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden, sondern liegt in der Regelungsautonomie der Ta­
rifvertragsparteien .
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II. Der Kläger kann nicht verlangen, daß die Beklagte ihm er­
möglicht, nach der Erstattung der freiwilligen Beiträge zur VBL 
einen neuen Gesamtversorgungsanspruch zu erwerben, ihn also wie 
Arbeitnehmer zu behandeln, die neu eingestellt werden.

Der Erwerb der Versörgungsansprüche für Arbeitnehmer, die 
nach dem 1. Januar 1977 neu eingestellt werden, richtet sich 
nach dem Versorgungstarifvertrag der Ersatzkassen (Anlage 7 zum 
EKT). Insoweit wird die Versorgung durch eine Pflichtversicherung 
bei der VBL gewährleistet, so daß von vornherein eine dreistufige 
GesamtVersorgung ausscheidet. Außerdem schließt Abschnitt A Nr.
1 Ziff. 1 der Anlage 7 a zum EKT in der Fassung des Ergänzungs­
tarifvertrags Nr. 16 den erneuten Erwerb einer Gesamtversorgung 
ausdrücklich aus.

Dem Kläger muß auch nicht aus Gründen der Gleichbehandlung 
mit heu eingestellten Arbeitnehmern .der Erwerb eines neuen Ver­
sorgungsanspruches ermöglicht werden. Neu eingestellte Arbeit­
nehmer erwerben bereits nach einer Wartezeit von fünf Jahren ei­
nen Versorgungsanspruch in Höhe von 35 % der ruhegeldfähigen Be­
züge. Diese günstige Steigerungsrate erhalten Arbeitnehmer nur 
einmal am Beginn ihres Beschäftigungsverhältnisses■im Interesse 
einer soliden Grundsicherung. Auch der Kläger war zunächst in 
dieser Weise abgesichert. Würde er jetzt wieder wie ein neu ein­
tretender Arbeitnehmer behandelt, müßte die Beklagte erneut das 
Risiko tragen, für kurzfristige Beschäftigung hohe Ruhegeldlei-
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stungen zu schulden. Das widerspricht dem Leistungsplan des Ve 
sorgungstarifVertrages.

Dr. Dieterich Schaub Griebeling

Engel Gnade
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